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VMsgosse 

Maß der baulichen Nutzung 

( U 9 Abs.l Nr.l BauGB und 

#16-21 der BauNVO) 

Art der baulichen Nutzung 

( # 9 Abs.l Nr.l BauGB und 

# 1 Abs. 2 u. 3 der BauNVO) 

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen 
II. Festsetzungen zum Schallschutz I. Festsetzungen zur Flächenqestaltuna 

( # 9 Abs.l Nr.2 BauGB und 

n 22, 23 BauNVO) 
Sträucher Farben der Fahrbahndecken 

Die Fahrbahnen sind mit einer bituminösen Decke zu versehen STADT MUHLDORF A. INN 1.0 Allgemeine Festsetzungen 
Die südlichen Gebäudefassaden des SB-Warenhauses und des Baumarktes sind mit 
schallabsorbierendem Material zu verkleiden. 

Das Landratsamt Mühldorf a. Inn hat mit Bescheid 
vom 29.05.1996 Az. 61-610/2 Sg. 35/4 st keine 
Verletzung von Rechtsvorschriften gegen den 
Bebauungsplan in der Fassung der Beschlußfassung 
des Rates vom 23.11.1995 und 23.05.1996 geltend 
gemacht, sofern folgende Auflagen befolgt werden. 
1. Das Ergänzungslärmgutachten vom 12.02.1996 

ist in die Begründung des Bebauungsplanes 
aufzunehmen. 

2. Die Lichtzeichenanlage am Kngtenpurikt „K7" 
wird spätestens bis zur E röffnjjjig ,\d«S('1rSB- 
Warenhauses und/oder BaqgwNaes erstellt.'vt£> 

Die Bürgerbeteiligung gern. § 3 Abs. 1 BauGB mit 
öffentlicher Darlegung und Anhörung für den 
Vorentwurf des Bebauungsplanes in der Fassung 
vom 24. November 1994 hat am 20. April 1995 
stattgefunden. 

Acer campestre 
Carpinus betulus 
Clematis vitalba 
Cornus sanguinea 
Corylus avellana 
Crataegus monogyna 
Ligustrum vulgär.} 
Lonicera xylosteum 
Prunus spinosa 
Ribes alpinum 
Rosa canina 
Rubus fruticosus 
Rubus idaeus 
Viburnum lantana 
Viburnum opulus 

Feldahorn 
Hainbuche 
Waldrebe 
Roter Hartriegel 
Haselnuß 
Weißdorn 
Gemeiner Liguster 
Heckenkirsche 
Schlehe 
Alpenjohannisbeere 
Hundsrose 
Brombeere 
Himbeere 
Wolliger Schneeball 
Gemeiner Schneeball 

Schutz des Oberbodens 
Für Abtrag, Lagerung und Einbau von Oberboden gilt die DIN 18 915 "Bodenarbeiten für 
vegetationstechnische Zwecke". Der gewonnene Oberboden ist in nutzbarem Zustand zu halten Behandlung von Niederschlaqswasser 

Soweit die Einleitung des unverschmutzten Niederschlagswassers in den Innkanal nicht möglich 
ist, ist das unverschmutzte Niederschlagswasser auf dem eigenen Grundstück zu versickern. 

Altglascontainer sind an der nordöstlichen Gebäudeseite anzuordnen 

1. Änderung 
des 
Bebauungsplanes 
Nr. 4 Altmühldorf 
für das Bebauungsplangebiet VII 
und Neuaufstellung im Bereich 
Siemensstraße und Mettenheimer 
Weg 

Schutzzonen längs von Ver- und Entsorqunqsleitunqen 
Bei Anpflanzungen von Bäumen und Großsträuchern ist zu unterirdischen Leitungen ein 
Mindestabstand von 250 cm einzuhalten. Bei kleineren Sträuchern beträgt der Mindestabstand 
150 cm. Nachträglich verlegte Leitungen sind in den genannten Mindestabstand an 
Pflanzungen vorbeizuführen. 

III. Festsetzungen zu Werbeanlaqen 
Oberbodenbedarf .Pflanzqruben 
Alle Vegetationsflächen sind mit 40 cm Oberboden anzudecken. 
Alle Bäume erhalten Pflanzgruben von 150x150x150 cm Größe und sind mit Unterboden und 
Oberboden zu verfüllen. 

Sondergebiete 

hier: Baumarkt 
mit Gartencenter 

Werbeanlagen dürfen die Attika des obersten Geschosses nicht überragen 

An den Südseiten der Gebäude sind Werbeanlagen jeglicher Art untersagt. 
Hochglänzende, reflektierende Fassadenmaterialien sind untersagt. Pflanzabstände zu Fahrbahnen, Freihalten von Sichtdreiecken im Kreuzunqsbereich 

Bäume müssen einen Abstand zum Fahrbahnrand von mindestens 150 cm haben. Bei 
Sträuchern und Bodendeckern richtet sich der seitliche Mindestabstand nach ihrer Wuchsform. 
Der Mindestabstand für Kleinsträucher (Wuchshöhe bis 200 cm) beträgt 50 cm . 
Innerhalb der Sichtdreiecke ist jegliche Bepflanzung über 100 cm Höhe, gemessen von der 
Straßenoberkante des jeweiligen Fahrbahnrandes, unzulässig. 
Im Bereich von Straßeneinmündungen sind nur Hochstämme mit einem Kronenansatz von 
mindestens 280 cm über Fahrbahnoberkante zulässig. 

Mühldorf, den It Mühldorf, den IILDl" 

SB-Warer.hau: 3.0 GrUnordnung 

Begrünungen 
Die im Plangebiet ausgewiesenen Grünflächen sind gärtnerisch anzulegen und 
dauerhaft zu unterhalten. Die Pflanzgebote sind zu beachten. 

IV. Festsetzung zur Renaturierunq Hammerbach 
Erich Rambold 

(Landrat) 
5ünter Knoblauch 
1, Bürgermeister) Mindestpflanzgrößen 

Im Planbereich befinden sich Fernmeldeanlagen entlang der St 2092 auf der Fl. Nr. 1067 und 
1068 sowie im Bereich der nördlichen Anbindung des geplanten Fuß und Radweges an die 
vorhandene Straße. Bei Bauarbeiten ist auf die vorhandenen Fernmeldeanlagen zu achten. 

Hochstämme: Großkronige Bäume, Kronenansatz mindestens 260 cm 
80 % 4 x verpflanzt Stammumfang 20-25 cm 
20 % 4 x verpflanzt Stammumfang 25-30 cm 

2 x verpflanzt Höhe 60-100 cm Sträucher Die Stadt Mühldorf a. Inn hat nach Durchführung des 
Anzeigeverfahrens mit Bekanntmachung nach § 12 
BauGB vom das Satzungsverfahren 
abgeschlossen. Der Bebauungsplan ist damit gemäß 
§ 12 Satz 4 BauGB verbindlich. 
Der Bebauungsplan mit Begründung i.d.F. der 
Beschlußfassung des. Ratqs, vom 23.11.1995 und 
23.05.1996 kann ab ?.P.:ÄA.J.h. eingesehen werden. 

jer Entwurf des Bebauungsplanes in der Fassung 
vom 24. November 1994 wurde mit Begründung 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 12. Mai 
1995 bis 13. Juni 1995 erstmalig öffentlich ausgelegt. 

Grenzabstände von Bäumen. Sträuchern und Hecken im Planunqsqebiet 
Bei allen Anpflanzungen ist Art. 47 des bayrischen Ausführungsgesetzes zum BGB vom 
20.07.1982 (Grenzabstand von Bäumen, Sträuchern usw.) zu beachten. 

Der Regelabstand sollte bei großkronigen Bäumen etwa 12-15 m, bei kleinkronigen Bäumen 
etwa 8-10 m betragen. 

Kleinkronige Bäume, Kronenansatz mindestens 220 cm 
100 % 4 x verpflanzt Stammumfang 20-25 cm 

V. Festsetzung zur Lichtzeichenanlaqe am Knotenpunkt „K7 
Oberflächenentwässerunq 
Zur Wasserrückhaltung sind im Planungsgebiet geeignete Maßnahmen vorzusehen. 

-.Versickerung der anfallenden Dachwässer gern, dem Arbeitsblatt A 138 der 
Abwassertechnischen Vereinigung, soweit es die Bodenverhältnisse zulassen. 

- Einbau wasserdurchlässiger Decken im Bereich der Stellplätze. 
Verunreinigtes Oberflächenwasser (Straßen und befestigte Flächen) ist der zentralen 
Kanalisation zuzuleiten. 

Gemarkung: Altmühldorf 
Flur: 
Maßstab: 1:1000 

Geschnittene Hecken Die Lichtzeichenanlage am Knotenpunkt „K 7“ (siehe Anlage 1 der Begründung) ist spätestens 
bis zur Eröffnung des SB-Warenhauses und /oder des Baumarktes zu erstellen. Stammbüsche 

Solitärs 
Sträucher 

3 x verpflanzt Höhe 250-300 cm 
3 x verpflanzt Höhe 150-200 cm 
2 x verpflanzt Höhe 60-100 cm 

Stadt Mühldorf, den 0.. 

ij* I 
Nachfolgend aufgeführte Arten sind zulässig It Mühldorf, den 

Feldahorn 
Hainbuche 

Acer campestre 
Carpinus betulus 

VI. Ausnahmen Der Regelabstand sollte 
etwa 8 - 10 m betragen. 

bei großkronigen Bäumen etwa 12 - 15 m, bei kleinkronigen Bäumen 

23. November 1995 
23. Mai 1996 

Satzungsbeschluß des Rates der Stadt vom 
Satzungsbeschluß des Rates der Stadt vom 

Ein Vortreten von Gebäudeteilen wie Treppenhäuser, Vordächer, Windfänge, überdachte 
Passagen bis zu einem Maß von 5,00 m ist im Rahmen der festgesetzten Grundflächenzahl 
zulässig. Die Überschreitung der Baugrenze pro Gebäudeseite darf höchstens 45% der Länge 
der jeweiligen Gebäudeseite betragen. 
(§ 31 (1) BauGB und §23 (3) BauNVO) 

inter Knoblauch 
Bürgermeister) 

iünter Knoblauch 
, Bürgermeister) 

Alle Gehölze müssen den Bestimmungen des BDB (Bund Deutscher Baumschulen) Güteklasse 
A entsprechen. 

Einfriedungen 
Einfriedungen sind, soweit sie vorgesehen sind, der Umgebungssituation anzupassen. Art, 
Gestalt und Höhe sind mit Einreichung des Bauantrages anzuzeigen. 
Die maximale Zaunhöhe darf 200 cm nicht überschreiten. Soweit möglich sind die Zäune 
einzugrünen. 

Mindestpflanzgrößen 

Der Entwurf des Bebauungsplanes in der Fassung 
vom 28.09.1995 wurde mit Begründung gemäß § 3 
Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 20. Oktober 1995 bis 
21. November 1995 zum zweitenmal öffentlich 
ausgelegt. 

Hainbuchen 
Feldahorn, Liguster, 

Heckenpflßnzen, 2 x verpflanzt Höhe 125-150 cm, (5 Stück/m) 
Heckenpflanzen, 2 x verpflanzt Höhe 60-100 cm, (5 Stück/m) 

3.2 Pflanzqebote Verkehrsflächen 

{ U 9 Abs.l Nr.ll BauGB ) 
Grünflächen 

( U 9 Abs.l Nr.15 u. 25 BauGB ) 

Sonstige Festsetzungen Für jeweils 6 Stellplätze ist ein Baum zu pflanzen. 
Bei der Pflanzungen Bäumen und Sträuchern sind die Arten der potentiellen natürlichen 
Vegetation, zu verwenden (Labkraut-Eichen-Hainbuchenwald (Galio-Carpinetum)). 
Alle Bäume, Stammbüsche und Solitärgehölze sind als Ballenware zu liefern. Alle Gehölze 
müssen den Bestimmungen des BDB (Bund Deutscher Baumschulen) Güteklasse A 
entsprechen. 

Rechtsgrundlage der Satzung 
Begrünung der Wandflächen 
Fassaden ohne Öffnungen sowie großflächige, ungegliederte Wandflächen über 25 qm sind 
Kletterpflanzen zu begrünen. 

Begrenzung des Pflanzenmaterials für Beqrünunqsmaßnahmen 
Die Arten und Größenangaben der anliegenden Pflanzenliste sind bei Baum- und Strauch- 
Bepflanzungen zu beachten. Nicht erlaubt sind fremdländische Nadelgehölze, Gehölze mit 
Trauer- oder Säulenformen, und Gehölze mit gezüchteten Farbveränderungen der Blätter. In 
der Gestaltung und Nutzung der Grünflächen ist die natürliche Versickerung der 
Oberflächenwässer zu berücksichtigen. 

Rechtliche Grundlage für den vorliegenden Bebauungsplan ist §10 Baugesetzbuch 
(BauGB) in Verbindung mit den §§ 1, 2, 3, 8 und 9 (BauGB), der Art. 98 Abs. 3, Art. 5, 6, 
und 10 der Bayerischen Bauordnung (BayBO), der § 1 Absatz II BauGB MaßnG und der 
Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO). 

VII. Hinweise 
Strassenbegrenzungslinie 
auch ggü. Verkehrsflächen 
besond. Zweckbestimmung 

private Grünflächen Stellplätze (ü 9 Abs.l Nr.4 u. 22 BotGB ) Unverschmutztes Niederschlagswasser ist möglichst als Brauchwasser zu verwenden 

It Mühldorf, den Parthenocissus tricuspidata Veitchii 
Hedera helix 

Wilder Wein 
Efeu Als Ergänzung zu anderen Energieträgern soll möglichst Sonnenenergie benutzt werden Großkronige Bäume 

Geltungsbereich Einfahrtbereich Alle Gehölze müssen den Bestimmungen des BDB (Bund Deutscher Baumschulen) Güteklasse 
A entsprechen. 

Anpflanzen: Bäume 

im Umkreis von 10m variabel 

Rotbuche 
Gemeine Esche 
Stiel-Eiche 
Winterlinde 

wie Kirsche, Apfel und Birne 

Fagus sylvatica 
Fraxinus excelsior 
Quercus vobur 
Tilia cordata 
~Obstbaumhochstämme 

Die Verwendung von Tropenholz soll nicht erfolgen. 

Für Bodendenkmäler die bei der Verwirklichung des Vorhabens zutage kommen, besteht 
Meldepflicht nach Artikel 8 Denkmalschutzgesetz. 

Anlagen zum Lagern, Umschlagen, Abfüllen, Herstellen, Behandeln und Verwenden 
wassergefährdender Stoffe müssen so beschaffen sein und so eingebaut, aufgestellt, 
unterhalten und betrieben werden, daß eine Verunreinigung von Grundwasser oder 
Oberflächengewässern nicht zu besorgen ist. 

Anlagen zur Lagerung und zum Transport wassergefährdender Stoffe müssen entsprechend 
Artikel 37 Bayerisches Wassergesetz (BayWG) angezeigt werden. 

Freiflächenqestaltunqspläne _ 
Mit den Eingabeplänen zum Baugesuch sind Freiflächengestaltungspläne über die Lage, Art ur 
Größe der zu pflanzenden Bäume und der Gestaltung der Grün- und sonstigen Freiflächen vor¬ 
zulegen. 

Der Bebauungsplan beinhaltet folgende Flurstücke der Gemarkung Altmühldorf: 
191 teilweise 
193 teilweise 
257 teilweise 
263 teilweise 

(iünter Knoblauch 
(I. Bürgermeister) Grenze des räumlichen Geitungs 

bereichs des Bebauungsplans 
( H 9 Abs.7 BouGfi l 

Mindestpflanzgrößen 
öffentliche 
Strassenverkehrsfläche Der Stadtrat hat mit Beschluß vom 23.11.95 und 

23.05.1996 den Bebauungsplan gern. § 10 BauGB 
als Satzung beschlossen. 

Anpflanzen: Sträucher Für die Erarbeitung des Planentwurfes (Mettenheimer Weg) Solitärpflanzen, 4 x verpflanzt mit Topfballen, Höhe 125-150 cm 
Kleinkronige Bäume 

Acer campestre 
Carpinus betulus 
Prunus avium Plena 
Pyrus pyraster 
Sorbus aucuparia 
Tilia cordata Green Spire 

PÄSSLER, SUNDERMANN & PARTNER 
WUPPERTALSTR: 94 A 
51381 LEVERKUSEN 

3.4 Zeitpunkt der Pflanzung 
Spätestens in der Pflanzperiode, die dem Beginn der Gebäudenutzung folgt, sind die Freiflächen 
zu begrünen. 

Feldahorn 
Hainbuche 
Vogelkirsche 
Holzbirne 
Eberesche 
Kleinkronige Winterlinde 

rivate 
'erkehrsfläche 

Einfriedungen 
mit Geh- und Fahrrecht zu 
belastende Flächen zugunsten 
der Innwerke AG 

Im Norden des Planbereichs ist als Abgrenzung zum Innkanal ein Maschendrahtzaun bis max. 
100 cm Höhe zu errichten. Der Zaun ist in eine Ligusterhecke zu stellen. 
Zum Gelände der Deutschen Bahn AG im Süden des Planungsgebietes ist ein 
Maschendrahtzaun in Höhe von 200 cm auf der Grundstücksgrenze vorzusehen. Der Zaun ist 
in eine 5 m tiefe freiwachsende Hecke zu stellen. 

(Innwerkkanal) 
(Siemensstraße) 
(Adolf-Kolping-Straße) 
(Kappellenstraße) 
(Kapellenstraße, nördl. Flurstück 514/2 

teilweise 

4.0 Besondere Ausgleichsmaßnahmen teilweise Verkehrsfläche besonderer 
Zweckbestimmung 

I PlonzV 90 Ziff.6.3.) 

Stadt Mühldorf, den Leverkusen, den 27. November 1995 

Als Ausgleichsmaßnahme für die Inanspruchnahme der Ausgleichsflächen der Nordtangente im 
Bereich der Anbindung der Brücke im Westen an die Nordtangente ist eine Renaturierungsfläche 
am Hammerbach im Zuge des neu zu erstellenden Fuß- und Radweges vorzusehen. 

Wasserdurchlässige Decken 
Alle Stellplätze sind mit wasserdurchlässigen Decken zu versehen. 20 % der Stellplätze sind als 
befahrbare Rasenflächen auszubauen. Alle anderen Stellplätze erhalten eine Decke aus 
wasserdurchlässiges Betonsteinpflaster (Öko-Pflaster) mit Rasen- oder Versickerungsfugen. 

teilweise 
teilweise 
teilweise 
teilweise 

3ünter Knoblauch 
1, Bürgermeister) 

n. Urban 
(Bauassessor) hier: 

öffentlich gewidmeter 
Eigentümerweg 

( Arl.53 Abs.3 BayStrWG 1 
(Adolf-Kolping-Straße) 

1 ; / ; 
Verfahrensvermerke r i r 
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Begründung 

28.September 1995 



-1- 

Begründung zur 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 Altmühldorf für das Baugebiet Nr. 
VII und Neuaufstellung im Bereich der Siemensstraße und Mettenheimer Weg in Mühldorf 

23. November 1995 
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1. Anlaß 

Die Stadt Muhiccrf a. Inn befürwortet die Ansiedlung eines SB-Warenhauses und eines 
Baumarktes mir 3anencenter. Ein Warenhaus dieser Größenordnung trägt dazu bei die 
traditionelle Ein Kaufsstadt Mühldorf a. Inn als eigenständiges Mittelzentrum zu stärken. 
Derzeitige Warer.ar.cebotsdefizite werden beseitigt und die Versorgung der Bevölkerung 
erheblich vermessen 

Am 24.03.199^ *2ü:e der Stadtrat der Stadt Mühldorf unter dem Tagesordnungspunkt 
„Änderung des Escauungsplan Nr. 4 Altmühldorf für das Baugebiet Nr. VII und Neuauf¬ 
stellung im ßereicr der Siemensstraße und Mettenheimer Weg, begrenzt im Süden 
durch die Bahranage, im Norden durch den Innkanal bzw. durch die Trassenführung der 
künftigen „Ncrciarcente“, Im Osten durch die Kapellenstraße und 
im Westen öurcr cen Mettenheimer Weg“ einstimmig folgenden Beschluß. 

„In der Altsract können wegen des Flächenbedarfs bestimmte Nutzungen 
z.B. im Eirze-.handelsbereich nicht mehr angesiedelt werden. 
Damit die Stadt Mühldorf a. Inn auch weiterhin ihre Funktion als zentraler 
Ort und eigenständiges Mittelzentrum erfüllen kann, ist es erforderlich ent¬ 
sprechende Ausweisungen an funktional hierfür geeigneten Standorten 
als sonstiges Sondergebiet gern. § 11 BauNVO für Einkaufszentren und 
großflächige Handelsbetriebe vorzunehmen. 
Die verkehrsmäßige Anbindung dieses Geländes wird durch den Bau der 
Nordtangente mit Brückenschlag zur Siemensstraße entsprechend ge¬ 
schaffen. 
Eine Situierung im Gewerbegebiet südöstlich der St 2092 und der Bahnli¬ 
nie Rosenheim-Frontenhausen-Marklkofen Teil I und II scheidet wegen der 
dort getroffenen Festsetzungen (überwiegend produzierendes Gewerbe, 
keine Handelsbetriebe) aus. 
Der in Aufstellung befindliche neue Flächennutzungsplan sieht für das 
Gebiet an der Siemensstraße bereits ein Sondergebiet vor. Von einer Än¬ 
derung des derzeit noch geltenden Flächennutzungsplans wird deshalb 
abgesehen.“ 

2. Planungsrechtliche Voraussetzungen 

2.1 Raumordnung und Landesplanung 
Die Regierung von Oberbayern führte auf der Grundlage des Art. 23 Bayerisches Lan¬ 
desplanungsgesetzes und der Bekanntmachung über die Durchführung von Raumord¬ 
nungsverfahren vom 27.3.1984 durch. Das Raumordnungsverfahren für die Errichtung 
eines SB-Warenhauses (12.000 m2 Verkaufsfläche) und eines Baumarktes mit Garten¬ 
center (8.400 m2 inkl. Freifläche) wurde am 13.07.1994 auf Antrag des Projektträgers 
durch geführt. 
Die Regierung von Oberbayern kommt in der landesplanerischen Beurteilung vom 
1.02.1994 Az. 800-8217-MÜ-1/93 zum Ergebnis, daß das Vorhaben dann den Erforder¬ 
nissen der Raumordnung entspricht, wenn die Verkaufsflächen deutlich (rd. 3.000 m2) 
reduziert werden und die ordnungsgemäße verkehrliche Erschließung sichergestellt wer¬ 
den kann. 

2.2 Flächennutzungsplan 
Im derzeit in Aufstellung befindlichen Flächennutzungsplan ist das Gebiet entspr. § 11 
BauNVO als Sondergebiet ausgewiesen. 
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3. Bauqebiet 
3.1 Geltungsbereich 

Der Bebauungsplan beinhaltet folgende Flurstücke der Gemarkung Altmühldorf: 
191 teilweise 
193 teilweise 
257 teilweise 
268 teilweise 
278/4 
305 
398 teilweise 
398/1 
398/2 teilweise 
514/2 
unbenannt 

(Mettenheimer Weg) 

(Innkanal) 
(Siemensstraße) 
(Adolf-Kolping-Straße) 
(Kappellenstraße) 
(Kapellenstraße, nördl. Flurstück 514/2 

520/6 
520/9 
520/14 
520/15 
520/20 

teilweise 
teilweise 
teilweise 
teilweise 

(Adolf-Kolping-Straße) 

3.2 Derzeitige Nutzung 
Das Bebauungsplangebiet ist unbebaut. Es wird derzeit zum überwiegenden Teil 
landwirtschaftlich genutzt. 

3.3 Äußere Gebietserschließung 
Das Gebiet wird erschlossen: 
- im Nordwesten nördlich des Innkanals durch eine neue Brücke und Anbindung an die 

Nordtangente auf dem Flurstück 268, 
- im Westen südlich des Innkanals durch eine Fuß- und Radwegeverbindung an den 

Mettenheimer Weg, 
- im Norden durch die Anbindung an die Nordtangente über die neue Brücke zur 

Siemensstraße (Müllumladestation), 
- im Osten durch die Anbindung an die Kapellenstraße. 

• 3.4 Ver- und Entsorgung 
Das Baugebiet wird an die öffentliche Abwasserbeseitigungsanlagen angeschlossen. Mit 
den Stadtwerken der Stadt Mühldorf und den anderen Versorgungsuntemehmen sind 
die Details der Ver und Entsorgung abzuklären. 
Ein Teil des Dach- und Oberflächenwassers wird dem Innkanal zugeführt. 
Entsprechende Vereinbarungen sind mit den Innkanalwerken abzuschließen. 

4. Bebauungsplan, Flächenqestaltunqsplan 

4.1 Art und Maß der baulichen Nutzung 
Für den Bereich SB-Warenhaus und Baumarkt mit Gartencenter westlich der Müllumla¬ 
destation. 
Sondergebiet SO gern. § 11 (3) Ziff. 3. BauNVO für „Baumarkt mit Gartencenter“ mit ei¬ 
ner Begrenzung der Verkaufsfläche auf max. 8400 m2 (einschl. Freifläche) und 
„SB-Warenhaus“ mit einer Begrenzung der Verkaufsfläche auf max. 9000 m2 entspre¬ 
chend der jeweiligen Empfehlung der landesplanerischen Beurteilung. 



4.2 Bauweise und Gestaltung 
Um die Wirkung der Gebäude in die Umgebung, insbesondere in Richtung der südlich 
der Bahn liegenden kleinteiligen Bebauung zu mildern, wurde als Festsetzungen in die 
Planzeichnung des Bebauungsplanes die Beschränkung der Gebäudehöhen bezogen 
auf Normal Null (NN) aufgenommen. Als Bezugsebene für die Festsetzung der Gebäu¬ 
dehöhen wurde die Höhe von 412,50 m über NN in die Planzeichnung eingetragen. 

Damit nicht durch Werbeanlagen und deren Lichtausstrahlung und Lichtreflexe von 
glänzenden Fassadenteilen die Bebauung südlich der Bahn gestört wird, sind entspre¬ 
chende textl. Festsetzungen in den Bebauungsplan aufgenommen. 

Um die Auswirkungen der zu erwartenden Werbeanlagen insgesamt zu mildem, ohne 
den Zweck der Werbeanlagen zu unterlaufen, sind für die restlichen Gebäudeseiten Be¬ 
schränkungen in den Bebauungsplan aufgenommen, damit die als Planungsziel formu¬ 
lierte Einbindung in Natur und Landschaft nicht durch über die Attika der Gebäude hin¬ 
ausragende Werbeanlagen unterlaufen wird. 

4.3 Gebietsinterner Verkehr 
Die Siemensstraße wird in Ihrem ausgebauten und nicht ausgebautem heutigen Verlauf 
grundsätzlich beibehalten. Sie ist im Teilstück östlich der Kapellenstraße bis ca. kurz 
westl. der Zufahrt zur Müllumladestation weiterhin als öffentliche Verkehrsfläche ausge¬ 
wiesen. Im weiteren Verlauf bis kurz vor dem Mettenheimer Weg und weiter über die 
neue Brücke bis zum Anschluß an die Nordtangente ist ein öffentlich gewidmeter Eigen¬ 
tümerweg gemäß Art. 53 Abs. 3 BayStrWG vorgesehen. Dadurch wird gewährleistet, 
daß das Bebauungsplangebiet von der Öffentlichkeit durchfahren werden kann und die 
Verbindung zwischen der öffentlichen Verkehrsfläche Siemensstraße im Osten und der 
Anbindung an die Nordtangente im westlichen Plangebiet möglich ist. 
Zur Sicherung der Zugangsmöglichkeit der Innwerke zu den Böschungszonen des Inn- 
kanals sind in der Planzeichnung zwei Zuwegungen in ausreichender Breite als mit Fahr- 
und Leitungsrechten zu belastende Flächen zu Gunsten der Innwerke eingetragen. Die 
mit Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen sind einmal direkt westl. der Brük- 
ke zur Müllumladestation im Einfahrtsbereich von der öffentlichen Verkehrsfläche der 
Siemenstraße in das Betriebsgelände und zum anderen kurz vor der neuen Brücke über 
den Innkanal im Südwesten des Planbereiches durch die Planzeichen der PlanzV 90 

Ziff. 15.5 festgesetzt. 

4.4 Ruhender Verkehr 
Eine ausreichende Anzahl von Stellplätzen ist zwingende Voraussetzung für die Akzep¬ 
tanz großflächiger Einkaufszentren. 
In der Planzeichnung ist die Möglichkeit der Herstellung von ca. 1113 Stellplätze nach¬ 

gewiesen. 
Die Abmessungen und Anordnung der Stellplätze und Fahrgassen ist auf der Grundlage 
der „EAR 91 -Empfehlungen für den ruhenden Verkehr-“ entworfen. 

Im Baugenehmigungsverfahren wird es Aufgabe des Architekten sein die nach öffentlich 
rechtlichen Vorschriften zu erstellenden Stellplätze im einzelnen nachzuweisen. 

Der bei der Erarbeitung des Bebauungsplanes benutzte Stellplatzschlüssel zum Nach¬ 
weis der ausreichenden Freifläche im Plangebiet zur Errichtung von Stellplätzen stellt 

sich wie folgt dar. 
SB-Warenhaus mit max. 9000 m2 Verkaufsfläche (VK) und 1 Stellplatz/12,5 m VK er¬ 

gibt 720 Stellplätze. 
Baumarkt mit Gartencenter und max. 8400 m2 VK und 1 Stellplatz/35 m ergibt 240 

Stellplätze. 
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Auf der im Bebauungsplan vorgesehenen Fläche kann demnach die nach den Stell¬ 
platzrichtzahlen im Baugenehmigungsverfahren nachzuweisenden notwendigen Stell¬ 
plätze in Höhe von mind. 960 Stellplätzen um mehr als 100 Plätze überschritten werden. 

5. Flächenqestaltunq 

Die in der Anlage 6 dargestellte Ausgleichsmaßnahme Renaturierung Hammerbach der 
Garten- und Landschaftsarchitekten Hildegard und Walter Knödler sind Ausgleichsmaß¬ 
nahmen für die Inanspruchnahme der Ausgleichsflächen der Nordtangente im Bereich 
der Anbindung der Brücke im Westen des Plangebietes an die Nordtangente. 

Desweiteren wurde von den Landschaftsarchitekten Walter und Hildegard Knödler eine 
grünordnerische Flächengestaltung erarbeitet und in den Entwurf des Bebauungsplanes 
eingearbeitet. 

5.1 Erläuterungen zu den allgemeinen Festsetzungen der Flächengestaltung 
-Schutz des Oberbodens- 
Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind unter anderem die Belange des Umweltschut¬ 
zes, insbesondere des Bodens zu berücksichtigen (§ 1 (5) 7 BauGB). 
Die Sicherung sowie der Schutz von Oberboden vor Vernichtung oder Vergeudung trägt 
der Forderung des § 1 (5) 7 BauGB Rechnung. 

-Schutzzonen längs von Ver- und Entsoraunqsleitunqen- 
Mit der Festsetzung von Abständen der Bepflanzung von Versorgungsleitungen und zum 
Fahrbahnrand soll verhindert werden, daß Baum- und Strauchpflanzungen den Bestand 
von Leitungen gefährden und nach Jahren wieder beseitigt werden müssen. Außerdem 
soll eine Beeinträchtigung der Verkehrssicherheit durch unplazierte Baum- und 
Strauchpfianzungen verhindert werden. Zur Sicherung des Lichtraumprofiles der Ver¬ 
kehrsanlagen werden für Bäume die Höhe des Kronenansatzes festgeschrieben. 

-Qberflächenentwässerunq- 
Die Festsetzung der Verwendung von wasserdurchlässigen Decken dient der Wasser¬ 
rückhaltung sowie der Erhaltung der natürlichen hydrologischen Verhältnissen. Ein Teil 
der Niederschlagswässer sollte auf dem Gelände zurückgehalten und versickert werden. 
Dies führt zu einer Entlastung der Vorflut. 
Außerdem beeinflussen die wasser- und luftdurchlässigen Decken das Kleinklima positiv. 
Wasser verdunstet, erhöht damit die Luftfeuchtigkeit und senkt das Temperaturniveau im 
Planungsgebiet. Vollversiegelte Flächen dagegen wirken wie Wärmespeicher. Sie geben 
die aufgenommene Wärme auch nach Sonnenuntergang an die Umgebung ab und füh¬ 
ren zu einer ungewollten Austrocknung. 

-Begrenzung des Pflanzenmaterials für Begrünunosmaßnahmen- 
Die Festlegungen zur Begrenzung des Pflanzenmaterials gewährleistet die ortstypische 
Einbindung des Planungsgebietes in die vorh. Natur und Landschaft. 

-Freiflächenqestaltunqspläne- 
Mit der Forderung zur Erstellung von Freiflächengestaltungsplänen zum Baugesuch sol¬ 
len die im Bebauungsplan getroffenen Auflagen zwingend umgesetzt werden. 
Die Wegeführungen, die geforderten Bauweisen und die Anordnung der Stellplätze und 
der Bepflanzung sind wesentlich für die Einbindung des Planungsgebietes in die Umge¬ 
bung. 



-6- 

5.2 Erläuterungen zu den besonderen Festsetzungen 
-Einfriedunqen- 
Die festgelegten Einfriedungen dienen der Sicherung der Nachbargrundstücke gegen 
ein Betreten aus dem Planungsgebiet, da sowohl wegen des vorhandenen Gefähr¬ 
dungspotentials des Bahngeländes als auch wegen der steilen Böschung des Innkanals 
ein Betreten verhindert werden muß. 

-Wasserdurchlässige Decken- 
Bei den vorgesehenen Decken der Stellplätze handelt es sich um wasserdurchlässiges 
Betonsteinpflaster (Öko-Pflaster) mit Rasen- oder Versickerungsfugen. Die auf 20 % der 
Stellplätze vorzusehenden befahrbaren Rasenfläche sollen eine Armierung aus Rasen¬ 
schutzplatten erhalten. (z.B. aus recyceltem HDPE hergestellten Platten). 

-Oberbodenbedarf. Pflanzqruben- 
Durch die Festlegung von Pflanzgrubengrößen für Baumpflanzungen wird den Bäumen 
an ihrem neuen Standort das Anwachsen erleichtert und Anwachsprobieme durch Bo¬ 
denverdichtungen weitestgehend vermieden. Die geforderte Andeckstärke des Oberbo¬ 
dens von 40 cm entspricht den natürlichen Gegebenheiten und fördert das Pflanzen¬ 
wachstum, wobei auf eine ausreichende Lockerung des Untergrundes vor dem Oberbo¬ 
denauftrag zu achten ist, um stauende Nässe zu vermeiden. 

5.3 Grünordnung 
-Beqrünunqen- 
Wesentlich für das Kleinklima und die Einbindung des Planungsgebietes in die Umge¬ 
bung ist die Überstellung der Stellplätze mit Bäumen. Der Schattenwurf der Kronen min¬ 
dert das Aufheizen der Verkehrsanlagen und der unter den Bäumen abgestellten Autos. 
Darüber hinaus übernehmen die Baum- und Strauchpflanzungen weitere kleinklimati¬ 
sche und stadthygienische Funktionen wie: 

-Verbesserung des allgemeinen Landschafts- und Stadtbildes 
-Optische Einbindung des Planungsgebietes in Natur und Landschaft 
-Verbesserung des Kleinklimas 
-Lebensraumfunktion für Tiere und Pflanzen 

-Pflanzqebote- 
Bei der Pflanzenauswahl wurden die Gehölze der natürlichen potentiellen Vegetation 
vorgeschrieben, um die angestrebten Planungsziele zu erreichen. Nicht standortgerechte 
Gehölze verhindern die Einbindung des Planungsgebietes in Natur und Landschaft. 

-Geschnittene Hecken- 
Zur räumlichen Gliederung der Stellplätze sind Hecken anzuordnen und dauerhaft zu 
unterhalten. Diese Hecken sollen eine Höhe von 120 cm aus gestalterischen- und Ver- 
kehrssicherungsgründen nicht überschreiten. Sie bewirken in Verbindung mit den 
Baumpflanzungen die Bildung von Räumen und tragen zum allgemeinen Wohlbefinden 
bei. 

-Begrünung der Wandflächen- 
Übermäßiges Aufheizen von „Stadtlandschaften“ ist ein wesentlicher Streßfaktor für 
Mensch und Tier. Die vorgeschriebene Fassadenbegrünung mindert das Aufheizen der 
Fassadenflächen. 
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6. Historie der Stadt Mühldorf als Handelszentrum 

Bereits im Jahre 1190 wurde Mühldorf die Salzniederlage verliehen. Wer zur damaligen 
Zeit Salz kaufen wollte konnte hierzu nach Mühldorf reisen. Die Vorschrift betraf im we¬ 
sentlichen die salzburgischen Untertanen. Die bayerischen Untertanen denen die Ent¬ 
fernung zu den Orten Neuötting oder Kraiburg zu weit waren konnten auch in Mühldorf 
Ihre Salzeinkäufe tätigen. Der Rat der Stadt Mühldorf hat durch Beschränkungen der 
Verkaufsmengen des Salzes an die einzelnen Käufer über lange Zeit erreicht, daß die 
Käufer dadurch öfter in die Stadt kommen mußten. Das Privileg der Salzniederlage und 
die Verfügung des Rates der Stadt Mühldorf waren u.a. der Grundstock für die spätere 
wirtschaftliche Entwicklung von Mühldorf zu einem Zentrum des örtlichen und überörtli¬ 
chen Handels. 
Neben dem Handel mit Salz wurde durch die von außerhalb nach Mühldorf reisenden 
Käufer dann auch der Bedarf an Gütern des mittel- und langfristigen Bedarfs gedeckt. 
Der Grundstein für das heutige Mittelzentrum Mühldorf im Hinblick auf seine hervorgeho¬ 
bene Stellung in der Versorgung der Bürger die außerhalb des Ortes Mühldorf lebten 
wurde zur damaligen Zeit gelegt. 
Der wachsende .Außenhandel“ der Stadt Mühldorf mit Wein und Getreide weit über die 
Stadtgrenzen hinaus stärkten die Versorgungsfunktion von Mühldorf ebenso wie das 
Recht der Stadt jährlich Märkte abhalten zu dürfen, wie dies während der Regierungszeit 
des Erzbischofs Pilgrim II niedergeschriebenen Stadtrecht bezeugt. 
Schon zu damaliger Zeit war es den in Mühldorf ansässigen Handwerkern, Händlern und 
Kaufleuten ein Dorn im Auge, wenn Ihnen die nicht ortsansässigen Händler durch das 
zusätzliche Warenangebot die Verkaufserwartungen schmälerten. Die Erfahrung zeigte 
jedoch schon damals, daß viele Käufer die an den Markttagen vom Land in die Stadt 
kommen die Gelegenheit nutzen auch in den alteingesessenen Mühldorfer Geschäften 
einzukaufen. 
Nach Fertigstellung der Bahnstrecke München-Mühldorf-Neuötting im Jahre 1871 ent¬ 
wickelte sich die Stadt Mühldorf in einem derartigen Maße, daß sie einige Nachbarstädte 
wie Neuötting, Altötting und Wasserburg wirtschaftlich und größenmäßig überflügelte. 
Nicht zuletzt durch diese Entwicklung wurde Mühldorf zum zentralen Versorgungs- und 
Handelszentrum des Landkreises. 

7. Auswirkungen der Planung 

7.1 Gutachten, Fachplanungen und Fachberechnungen 
Bei der Erarbeitung der Flächennutzungsplanänderung und der Vorbereitung des Be¬ 
bauungsplanes für das Sondergebiet wurde durch Fachgutachten, Fachplanungen und 
Fachberechnungen untersucht, ob sich die großflächigen Einzelhandelsbetriebe nach 
Art, Lage oder Umfang auf die Verwirklichung der Ziele der Raumordnung und Landes¬ 
planung oder auf die städtebauliche Entwicklung und Ordnung nicht nur unwesentlich 
auswirken. 
Die Fachgutachten, Fachplanungen und Fachberechnungen sind durch Beschluß des 
Rates der Begründung als Anlagen beigefügt. 
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Hierbei handelt es sich um folgende Gutachten, Fachplanungen und Fachberechnun¬ 
gen: 

Anlage 1 
Verkehrsgutachten der Firma V-KON, Trier vom Oktober 1994 

Anlage 2 
Gutachten Nr. 9532046 der Landesgewerbeanstalt Bayern, Nürnberg vom 18.04.1995 

Anlage 3 
Ergänzende Stellungnahme Nr. 9532288 vom 09.09.1995 zum Gutachten Nr. 9532046 
der Landesgewerbeanstalt Bayern, Nürnberg vom 18.04.1995 

Anlage 4 
Markt- und Standortgutachten über die Auswirkungen eines geplanten 
SB-Warenhauses mit Baumarkt in Mühldorf am Inn von GfK Marktforschung Nürnberg 
vom August 1993 

Anlage 5 
Grünordnerische Eingriffs- und Ausgleichsermittlung der Garten- und Landschaftsarchi¬ 
tekten Hildegard und Walter Knödler, Ratingen vom 16.09.1995 

Anlage 6 
Ausgleichsmaßnahme Renaturierung Hammerbach Planung der Garten- und Land¬ 
schaftsarchitekten Hildegard und Walter Knödler, Ratingen vom 11.01.1995 

Städtebauliche Entwicklung und Raumordnung (Siehe Anlage 4 Gutachten der GfK 
Marktforschung Nürnberg) 

Zum Marktgebiet und Raum 
Das Marktgebiet von Mühldorf weist als typisches Merkmal eines ländlichen Raumes ei¬ 
nen überdurchschnittlichen Motorisierungsgrad auf. Von den Konsumenten aus dem 
Umland fahren derzeit schon cä. 69% mit dem Pkw zum Einkauf nach Mühldorf. Das 
Einkäufen mit dem PKW in Mühldorf nimmt demnach bereits heute einen großen Raum 
ein. Dies ist auch darauf zurückzuführen, daß Mühldorf als Kreisstadt und Dienstlei¬ 
stungsstadt über alle wichtigen Behördeneinrichtungen verfügt. Allein deshalb wird 
Mühldorf häufiger als andere umliegende Orte aufgesucht. Was wiederum den Besucher 
veranlaßt dann auch in Mühldorf einzukaufen. Insofern hat sich die historische Entwick¬ 
lung von Mühldorf als zentrales Versorgungs- und Handelszentrum des Landkreises bis 
heute eindeutig fortgesetzt. 
Wie unter Ziffer 2.2 bereits ausgeführt hat die Regierung von Oberbayem das Raumord¬ 
nungsverfahren für die Errichtung eines SB-Warenhauses und eines Baumarktes mit 
Gartencenter durchgeführt. 

Bei dem für die Beurteilung der absatzwirtschaftlichen Auswirkungen des Vorhabens zu¬ 
grunde zu legenden Einzugsbereiches von Mühldorf wurde bereits durch die Regierung 
von Oberbayern berücksichtigt, daß die beiden Städte Mühldorf am Inn und Waldkrai- 
burg, als selbständige Mittelzentren mit jeweils eigenem Verflechtungsbereich fungieren. 
Eine wesentliche Beeinträchtigung der Funktionsfähigkeit anderer zentraler Orte durch 
das Projekt wurde u.a. dann von der Regierung von Oberbayern verneint, wenn die Ver¬ 
kaufsfläche des SB-Warenhauses um rd. 3000 m2 reduziert wird und die Verkehrsanbin¬ 
dung einer befriedigenden Lösung zugeführt werden kann. 
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Die Reduzierung der Verkaufsfläche ist in der Planung berücksichtigt. Die Verkehrsan¬ 
bindung (siehe Anlage 1) ist ohne wesentliche Beeinträchtigung des bestehende Stra¬ 
ßennetzes möglich, so daß damit den Forderungen der Regierung von Oberbayern ge¬ 
folgt wurde. 
Unabhängig davon haben die umliegenden Städte Altötting, Burghausen, Neuötting, 
Töging a. Inn und Waldkraiburg Bedenken wegen der Planung des Sondergebietes vor¬ 
gebracht. Die Bedenken richten sich im wesentlichen gegen die Größenordnung der ge¬ 
planten Verkaufsflächen und eine befürchtete Zunahme des Straßenverkehrs. 
Desweiteren wurden von einigen Trägern öffentlicher Belange zusätzlich zu Bedenken 
wegen der Verkehrszunahme Bedenken dahingehend geäußert, daß durch die Auswei¬ 
sung des Sondergebietes zur Errichtung eines SB-Warenhauses und eines Baumarktes 
in der vorgesehenen Größenordnung der zentrale Einkaufsbereich in der Altstadt von 
Mühldorf negativ beeinträchtigt würde. Die Reduzierung der Angebotspalette im Zentrum 
und die Schließung von Geschäften seien zu befürchten. 

Zu den Bedenken der umliegenden Städte ist folgendes festzustellen. 

Während im neuen Verflechtungsbereich des Mittelzentrums Mühldorf a. Inn derzeit etwa 
66200 Einwohner (EW) leben, sind es im neugeschaffenen Mittelbereich von Waldkrai¬ 
burg lediglich 33800 EW. Die Bevölkerungszahl ist im Verflechtungsbereich von Mühldorf 
danach nahezu doppelt so groß wie im Mittelbereich von Waldkraiburg. 
Nach den raumordnungspolitischen Zielsetzungen der Landesplanung ist eine gleich- 
gewichtige und gleichwertige Bedeutung der beiden Mittelzentren zur Versorgung des 
Landkreises Mühldorf a. Inn demnach nicht vorgesehen. Es kann daher nicht davon 
ausgegangen werden, daß allein wegen der höheren Einwohnerzahl der Stadt Waldkrai¬ 
burg die Stadt Mühldorf auf die Erhaltung und Stärkung ihrer historisch gewachsenen 
zentralen Versorgungsfunktion verzichtet, (siehe Ziff. 6.) 

Nachfolgend eine Liste der Verkaufsfläche des großflächigen Einzelhandels (ab 800 m2) 
in den benachbarten Städten. 

Burghausen 
Neuötting 
Altötting 
Waldkraiburg 
Mühldorf 

17.552 EW 
8.472 EW 

11.755 EW 
25.020 EW 
16.160 EW 

12.593 m2 VK 
5.960 m2 VK 
6.245 m2 VK 

11.116 m2 VK 
7.034 m2 Vk 

0,72 m2 Verkaufsfläche /EW 
0,70 m2 Verkaufsfläche /EW 
0,53 m2 Verkaufsfläche /EW 
0,44 m2 Verkaufsfläche /EW 
0,44 m2 Verkaufsfläche /EW 

Es ist festzustellen, daß die Städte Burghausen, Altötting und Neuötting mit dem Quoti¬ 
enten Verkaufsfläche /EW jeweils deutlich über dem von Mühldorf liegen. 

Die Städte Altötting und Neuötting liegen an der Peripherie des Mühldorfer Einzugsbe¬ 
reiches und damit in einer wie bereits oben erwähnten größeren Zeitdistanz zu Mühldorf 
und dem geplanten Sondergebiet. 

Aus der Stadt Altötting werden nur 2,1 Mio. DM zum geplanten Sondergebiet fließen, 
was einer Umsatzminderung von 1% entspricht. Eine nachhaltige Beeinträchtigung der 
Funktionsfähigkeit des Mittelzentrums Altötting kann daraus nicht abgeleitet werden. 
Auch die Stadt Neuötting liegt an der Peripherie des Mühldorfer Einzugsgebietes und 
befindet sich ebenfalls in größerer Zeitdistanz zum geplanten Sondergebiet. 
Nach der Analyse der Kaufkraftströme werden von der Stadt Neuötting lediglich 1,7 Mio. 
DM zum geplanten Objekt in Mühldorf umgelenkt, was einer Umsatzminderung von 1,2% 
entspricht. 
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Eine Gefährdung der Einzelhandelsstruktur von Neuötting ist dadurch ebenfalls nicht zu 
erwarten. 

Auf zusammenhängenden Gewerbegebietsflächen in Neuötting ist eine größere Zahl 
von Einzelhandelsbetrieben angesiedelt. Einzelne dieser Einzelhandelsbetriebe liegen in 
der Größe ihrer Verkaufsflächen zumindest an der Vermutungsgrenze zur Großflächig- 
keit. Sicher ist jedoch, daß die Ansammlung und Wirkung der dort angesiedelten Einzel¬ 
handelsbetriebe die Wirkung eines sondergebietspflichtigen großflächigen Einkaufszen¬ 
trums besitzt, dessen Auswirkung einen Kaufkraftabfluß von Mühldorf vermuten läßt. 

Die Stadt Burghausen befindet sich in relativ großen Entfernung von Mühldorf und hat 
einen Verflechtungsbereich, der sich mit dem Marktgebiet von Mühldorf nicht über¬ 
schneidet und dem der Verflechtungsbereich von Altötting und Neuötting vorgelagert ist. 
Aus Zeit- und Kostengründen ist künftig kaum damit zu rechnen, daß die Bevölkerung in 
stärkerem Maße von Burghausen zum geplanten Sondergebiet in Mühldorf tendieren 
wird. 
Negative Auswirkungen auf die Einzelhandelsstruktur von Burghausen sind nicht zu er¬ 
warten, da die Kaufkraftabflüsse in der Stadt Burghausen unter 1% liegen. 

Im Hinblick auf den oben bereits erwähnten größeren Verflechtungsbereich von Mühldorf 
gegenüber dem von Waldkraiburg und dem Vergleich der Verkaufsfläche/EW wird deut¬ 
lich, daß das geplante Sondergebiet eine legitime Anstrengung der Stadt Mühldorf dar¬ 
stellt ihre schon seit Jahrhunderten herausragende Stellung als Handelsplatz und Ein¬ 
kaufsstadt zu festigen. 

Die Befürchtungen von Waldkraiburg und den anderen benachbarten Städten, daß de¬ 
ren verbrauchernahe Grundversorgung durch das geplante Sondergebiet gefährdet sei 
ist unbegründet. Erfahrungsgemäß wollen über 90% der Konsumenten den täglichen 
Bedarf in Wohnungsnähe decken, wozu die Marktbevölkerung aufgrund der vorhande¬ 
nen Einzelhandelsstruktur nur zum Teil in der Lage ist, da schon wegen der verhältnis¬ 
mäßig großen Zeitentfernung zu Mühldorf nicht täglich zum geplanten Sondergebiet ge¬ 
fahren wird und die Konsumenten Einkaufsstätten in Wohnungsnähe bevorzugen. 

Die wesentlich stärkere Kaufkraftbindung von Mühldorf im Vergleich zu Waldkraiburg ist 
Ausdruck der höheren Attraktivität. Waldkraiburg kann das eigene Potential nur zum Teil 
ausschöpfen und hat demzufolge bereits derzeit Kaufkraftabflüsse zu verzeichnen, die 
sich auch ohne Realisierung des geplanten Sondergebietes in Mühldorf nicht vermindern 
würden. 
Die zentralörtliche Bedeutung von Mühldorf wird auch durch den Einzelhandelsumsatz 
unterstrichen, der nach den Ergebnissen der Handels- und Gaststättenzählung 1993 bei 
303 Mio. DM liegt und damit den vergleichbaren Umsatz der Stadt Waldkraiburg von 187 
Mio. DM um 62% übertrifft. 

Eine massive Beeinträchtigung der Entwicklungsfähigkeit von Waldkraiburg ist nicht zu 
erwarten, da die in diesem Mittelbereich ansässige Bevölkerung den Einzelhandel von 
Waldkraiburg zum täglichen Einkauf bevorzugt und aufgrund der Distanz das Sonder¬ 
gebiet in Mühldorf nicht täglich aufsuchen wird. 
Voraussetzung hierfür sind jedoch attraktivitätsfördernde Maßnahmen in der Stadt Wald¬ 
kraiburg. Nur wenn dies nicht geschehen sollte, müßte künftig mit einer Umlenkung der 
Kaufkraft aus dem unmittelbaren Umland von Waldkraiburg nach Mühldorf gerechnet 
werden. 
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Das geplante Sondergebiet soll nicht gezielt Kaufkraft aus dem westlichen bzw. nord¬ 
westlichen Landkreis Mühldorf ausschöpfen, sondern die Versorgungssituation im ge¬ 
samten Marktgebiet verbessern und bestehende Versorgungsdefizite in den schwach 
strukturierten Gebieten mit zahlreichen Streusiedlungen beseitigen. 
Der westliche bzw. nordwestliche Teil des Mühldorfer Landkreises hat von jeher starke 
Einkaufsbeziehungen zu Mühldorf, von denen das neue Sondergebiet profitieren kann. 
Dieses Gebiet soll auch nach den landesplanerischen Vorstellungen nicht primär von 
Waldkraiburg versorgt werden. 
Aufgrund der vorgesehenen Attraktivität wird Mühldorf mit dem geplanten Sondergebiet 
einen über den Mittelbereich hinausreichenden Einzugsbereich erschließen, in dem der¬ 
zeit rund 152.000 Einwohner leben. 

Die Versorgungsfunktion im Mühldorfer Marktgebiet kann durch ein leistungsfähiges, 
großflächiges SB-Warenhaus mit Baumarkt künftig wesentlich verbessert werden. 
Die ansässigen SB-Warenhäuser und Baumärkte werden künftig nicht allein in der Lage 
sein den steigenden Bedarf zu decken, d.h. die Kaufkraftabflüsse werden zunehmen, 
was letztlich eine Schwächung der Einkaufszentralität und Attraktivitätseinbußen für 

Mühldorf bedeuten würde. 

Eine -wie vielfach gefordert- drastisch reduzierte Verkaufsfläche würde dem Potential¬ 
zuwachs von rund 1,5 Milliarden DM bis zum Jahre 2005 sowie den Konsumentenwün¬ 
schen nach günstigen Einkaufsmöglichkeiten und großer Auswahl nicht gerecht werden. 
Dies ist auch im Hinblick auf die bereits im Umfeld von Mühldorf vorhandenen großflä¬ 
chigen Einzelhandelsbetriebe, des zur Größenordnung vom Mittelzentrum Mühldorf klei¬ 
neren Mittelzentrums Waldkraiburg und der in Neuötting vorhandenen Ansammlung von 
in Ihrer Wirkung raumbedeutsamen großflächigen Einzelhandelsflächen zu sehen. 

Innenstadt 
Von verschiedenen Trägem öffentlicher Belange wird befürchtet, daß die Realisierung 
des SB-Warenhauses mit 9.000 m2 Verkaufsfläche und dem Baumarkt mit Gartencenter 
mit 8400 m2 Verkaufsfläche für den innerstädtischen Einzelhandel in Mühldorf eine be¬ 
sondere Gefahr darstellt, da am sog. Rande der Stadt ein Einkaufszentrum entstehen 
würde, welches ein abgerundetes Sortiment- und Dienstleistungsangebot aufweist. Ge¬ 
rade die innenstadtrelevanten Sortimente würden zu einem Attraktivitätsverlust der In¬ 
nenstadt führen mit der Folge von Personalabbau, der Zurückstellung von Investitionen, 
einer zunehmenden Fluktuation im Einzelhandel und einer schlechteren Vermietbarkeit 

der Cityflächen. 

Hierzu ist folgendes zu bemerken: 
Die Funktionsfähigkeit eines SB-Warenhauses setzt ein Vollsortiment in allen Waren¬ 
gruppen voraus. Höherwertige Artikel werden erfahrungsgemäß keine bedeutende Rolle 
spielen, da für diese Produkte üblicherweise in einem SB-Warenhaus keine persönliche 
Fachberatung durchgeführt wird und damit nur geringe Absatzchancen bestehen. 
Sogenannter Massenbedarf im niedrigen bis mittleren Genre bildet den Sortiments¬ 
schwerpunkt bei SB-Warenhäusern der vorgesehenen Größenordnung, der in den ge¬ 
hobenen Fachgeschäften im Altstadtbereich von Mühldorf wenig geführt wird. 
Höherwertige Artikel werden kaum eine besondere Rolle spielen, da für diese Produkte 
ohne eine persönliche Fachberatung kaum Absatzchancen bestehen. 
Von der Mühldorfer Innenstadt werden 13 Mio. DM und somit 11,8% des Zentrumsum¬ 
satzes in das neue Sondergebiet fließen. Es handelt sich dabei vorwiegend um täglichen 
Bedarf, der bislang in der Innenstadt überproportional vorhanden ist. 
Es ist nicht zu erwarten, daß dadurch die Funktionsfähigkeit der Mühldorfer Innenstadt 
gefährdet wird, da erfahrungsgemäß Umstrukturierungen zu Gütern des gehobenen Be¬ 
darfs und eine Spezialisierung zum beratungsintensiven Einzelhandel erfolgen wird. 



Gerade im Hinblick auf die kleinteilige Geschäftsstruktur der Altstadt bedarf es zur Stär¬ 
kung der Einkaufsstadt und Mittelzentrums großflächiger Märkte, welche aufgrund des 
großen Raum- und Flächenbedarfs nur außerhalb der Altstadt angesiedelt werden kön¬ 
nen. Es soll gerade durch das Zusammenwirken der kleingegliederten Flächen im Alt¬ 
stadtbereich, durch das Angebot von einem höherwertigen Warensortiment und dem 
nicht innenstadtrelevanten Angebot des Einkaufsmarktes am „Rande der Stadt“ dazu 
führen, daß die Stadt Mühldorf auch weiterhin ihren Zentralitätscharakter erhalten kann. 
Vom Erhalt der Zentralität und einem „Magnet“ in Form von großflächigem Einzelhandel 
profitiert auch die Altstadt mit ihren kleinteiligen Fachgeschäften. 
Dem Vorwurf der Standort sei städtebaulich nicht integriert, da er am Stadtrand liegt, 
muß erneut entgegnet werden, daß planerisch der Standort sinnvoll und wünschenswert 
ist und die An- und Einbindung der geplanten Einrichtungen an das Verkehrsnetz und in 
die Umgebung durch die in den Plan aufgenommenen textlichen Festsetzungen gewähr¬ 

leistet ist. 
Eine innerstädtische zentrumsnahe Ansiedlung von großflächigen Einzelhandelsbetrie¬ 
ben scheitert zwangsläufig an dem großen Flächenbedarf und an der Unverträglichkeit 
der Nutzung mit der Umgebung. Eine Verödung der Innenstädte insbesondere in den 
Abendstunden und an Feiertagen wäre die Folge. 

Die Entscheidung des Rates der Stadt Mühldorf vom 24.03.1994 ein Sondergebiet mit 
SB-Warenhaus und Baumarkt mit Gartencenter auszuweisen, ist gerade im Hinblick auf 
die Erhaltung und Stärkung der Altstadt getroffen worden. 

Verkehr (Siehe Anlage 1 Gutachten der Firma V-KON, Trier) 
Um die ordnungsgemäße verkehriiche Erschließung des Gebietes zu sichern hat die 
Firma V-KON-GmbH in Trier eine Verkehrsuntersuchung durchgeführt. 
Aufgabe des Gutachtens war es, das vorhandene Verkehrsbild zu erheben, zu analysie¬ 
ren, zu prognostizieren und den Prognosezustand betrieblich nachzuweisen. In der Pro¬ 
gnose waren die Existenz der Nordtangente, die neue Innkanalbrücke in Höhe der Mül- 
lumladestation, der Ausbau des bestehenden Verkehrsknotenpunktes „Mößling“ sowie 
der zukünftige durch das Sondergebiet hervorgerufene Verkehr zu berücksichtigen. 
Das Gutachten kommt zu dem Ergebnis, daß unter Berücksichtigung der im Gutachten 
dargestellten Vorgehensweisen und Ergebnissen davon auszugehen ist, daß das vor¬ 
handene bzw. erweiterte Straßennetz im Planungs- und Untersuchungsraum den durch 
das geplante Sondergebiet hervorgerufenen Mehrverkehr neben dem prognostizierten 
Allgemeinverkehr sicher und ausreichend bewältigt. Damit wurde der Nachweis erbracht, 
daß die ausreichende Erschließung und ordnungsgemäße Anbindung des Plangebietes 
an das örtliche und überörtliche Verkehrsnetz gesichert ist. 
Die entspr. Ergebnisse dieser Verkehrsuntersuchung wurden von dem Ingenieurbüro M. 
Neumann in Mühldorf a. Inn in Entwurfsplanungen umgesetzt und in den Bebauungspla¬ 

nentwurf übernommen. 

Da im Verlauf des Bebauungsplanverfahrens sowohl während der vorgezogenen Bür¬ 
gerbeteiligung und durch Stellungnahmen einiger Träger öffentlicher Belange bezweifelt 
wurde, daß die im Verkehrsgutachten der Firma V-KON, Trier vom Oktober 1994 ermit¬ 
telten Prognosewerte und Belastungen unzutreffend ermittelt worden seien, wird zum 
besseren Verständnis unter Bezugnahme auf das Verkehrsgutachten die Arbeitsweise 
sowie die Ergebnisse der Verkehrsbeurteilung zu zwei wesentlichen Punkten dargestellt 

und zusammengefaßt: 



I. Die Dimensionierungsbelastung und das durch zusätzliche Erschließungen von Wohn- 
und Gewerbegebieten zu erwartende Verkehrsaufkommen. 

II. Erhaltung der Entlastungsfunktion der Nordtangente und die Leistungsfähigkeit des 
Knotenpunktes K7 (s. Gutachten, Abb. 4, S.12). 

I. Ermittlung der Dimensionierunasbelastunq 

Zur Ermittlung der Prognosebelastung (Prognosehorizont 2000) werden die beiden Ver¬ 
kehrsarten Gebietsverkehr bezogen auf das Sondergebiet (GV) und allgemeiner Verkehr 
(AV) unterschieden (s. Gutachten, Kap. II, S.22 und Kap. IV. 2, S.22). 

Die AV-Prognose (s. Gutachten, Kap. IV. 3, S. 25ff) basiert nicht nur auf mehreren 
Grundlagen -eine Grundlagen stammt vom Landratsamt Mühldorf-, sondern ist auch 
ausführlich und nachvollziehbar in allen Schritten dargestellt. 
In allen Fällen, in denen Datenansätze eine bestimmte Interpretationsbreite zuließen, 
wurde durch den Gutachter nicht zur unteren sondern zur oberen Grenze hin abgesichert 

und plausibilisiert. 
Dies belegt auch der als Vergleichswert ermittelte Trend-Zunahmefaktor im Untersu¬ 
chungsraum von rd. 40% (s. Gutachten, S.26). Bei diesen Zuwachsraten im öffentlichen 
Straßennetz für einen Prognoseraum von 5 Jahren ist eher eine Überdimensionierung 

anzunehmen. 

Eine Umrechnung der durchschnittlichen Tagesbelastung (DTV) auf die Spitzenstunde 
mit dem Faktor 1/8 wie in der Stellungnahme des Landratsamtes Mühldorf vom 
6.06.1995 ist fachtechnisch unzutreffend. Nach den einschlägigen Richtlinien (s. Gutach¬ 
ten, S.26) ist der Faktor 1/9 anzusetzen. Jedoch gehen immer mehr Fachleute dazu 
über, den Umrechnungsfaktor auf 1/10 bis auf 1/12 festzulegen, um Überdimensionie¬ 

rungen zu vermeiden. 

Abschätzung und Einrechnung eines zusätzlichen Verkehrsaufkommens von 1800 
Kfz/Spitzenstunde durch weitere Wohn- und Gewerbegebiete wie in der Stellungnahme 
des Landratsamtes Mühldorf vom 6.06.1995 angenommen muß in mehrfacher Hinsicht 

verworfen werden: 

a) Die Bezugsdaten aus dem Gutachten Lang-Keller-Burkhardt, München beziehen sich 
ausdrücklich auf das Strukturmodell 1, d.h. veränderten Annahmen zur Flächennut¬ 
zungsstruktur. Damit dürften alle möglichen Entwicklungen berücksichtigt sein. 

b) Die Verkehrserzeugungsrate von 1800 Kfz/Spitzenstunde d.h. 9*1800 - 16 200 zusätzli¬ 
che Fahrten pro Tag ist fachlich nicht zu begründen. Wäre die dadurch zu erwartende 
Verkehrszunahme wirklich in einer Größenordnung von wenigstens 25% anzusetzen, 
würde die AV-Zunahme nicht nur 40%, sondern 65% in den nächsten 5 Jahren betragen. 

Dies stellt einen völlig irrealen Wert dar. 

c) Selbst bei Annahme dieser Werte ist es geometrisch und betrieblich nicht möglich, diese 
Fahrzeuge nur über einen Knotenpunkt (K7) laufen zu lassen. Würde das doch bedeu¬ 
ten, daß alle Flächen nur in einem Punkt -nämlich dem Kreuzungspunkt K7 der Nordtan¬ 
gente- an das öffentliche Netz angeschlossen wären. 

Insgesamt ist die AV-Prognose nach Gutachten (s. Gutachten, Abb. 6, S.28) als facht¬ 
echnisch begründet und zur oberen Grenze der Belastungsannahmen abgesichert zu 

bezeichnen. 
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II. Leistungsfähigkeiten auf der Nordtanqente 

Die GV-Prognose (s. Gutachten, Kap. IV. 4, S. 29 ff) ist sowohl zur oberen Belastungs¬ 
grenze abgesichert und ausreichend plausibilisiert worden, (s. Gutachten, Abb. 9, S.38) 
Zweifel, daß die Nordtangente den durch das geplante Sondergebiet entstehenden zu- 
und abfließenden Verkehr nicht verkraftet sind nicht begründbar. 
Der Gutachter hat aufgrund langjähriger Erfahrung mit bestehenden Sondergebieten, als 
direkte Korrelationswerte der Verkehrserzeugungsrate des Standortes, das Stellplatzan¬ 
gebot sowie die Stellplatz-Umschlagziffer herangezogen. 
nachweislich fährt ein Kunde den Standort nur an, wenn er mit einem freien Stellplatz 
rechnen kann. Kann er dies nicht, wählt er entweder eine andere Einkaufszeit oder lehnt 
den Standort insgesamt ab. 
Bei einem dem Gutachten zugrunde liegenden Parkangebot von 1100 Stellplätzen (s. 
Gutachten, S.1) und einer mittleren Aufenthaltszeit von ca. 1 Stunde werden bei einer 
maximalen Ausnutzung der Stellplätze von 90% (unterschiedliche Stellplatzattraktivitä¬ 
ten, erhöhter Parksuchverkehr, Angestelltenstellplätze etc.) rein rechnerisch maximal 
1000 Kundenfahrzeuge in der Stunde zu- und abfahren. 
Dieser Wert ist mehrfach zur oberen Belastungsgrenze abgesichert: 

a) Die tatsächlich zu erwartende Stellplatzanzahl ist geringer. 

b) Der Wert von 1000 Zu- und Abfahrten ist realistisch deshalb nicht möglich, weil zum ei¬ 
nen Zu- und Abfahrtspitze nicht zusammenfallen, zum anderen dann auch schon in der 
Stunde vorher 1000 Fahrzeuge hätten zufahren müssen. Dies widerspricht jedoch der 
Definition der Spitzenstunde. 

c) Die maximale Stundenbelastung wird aus der Akzeptanz des Standortes im potentiellen 
Einzugsgebiet und einer Umlegung der sich daraus ergebenden Verkehrserzeugungsra¬ 
te auf das vorhandene Netz "gegengerechnet" (s. Gutachten, Kap. IV. 4, S.29ff). 
Auch hier wurden -wie das Gutachten ausführlich beschreibt- alle Annahmen zur mögli¬ 
chen Belastungsobergrenze festgelegt und als absolute Spitzenbelastung im Tagesver¬ 
kehr nochmals durch den Faktor 1.20 gesichert (s. Gutachten, S.33). 
Bei der Umrechnung von Tages- auf den Spitzenstundenverkehr wurde der Faktor 1/7 
angesetzt, obwohl die Betriebszeit mit kurzen Vor- und Nachlaufzeiten über 10 Stunden 
beträgt. Nach vorhandenen Ganglinien anderer Sondergebiete wäre auch der Faktor 1/8 
noch vertretbar, weshalb dann nur noch ca. 860 Fahrzeuge in der Spitzenstunde zu er¬ 
warten wären. 
Sowohl über die Verkehrserzeugung "Parkplatz" als auch über die Verkehrserzeugung 
"Einzugsgebiet" ergeben sich korrespondierende, absolut zur oberen Grenze hin abgesi¬ 
cherte Belastungsannahmen. 
Insgesamt ist bzgl. der GV-Prognose noch folgendes anzumerken: 
Der Gutachter wäre nicht seit ca. 10 Jahren an rd. 15 Standorten von großflächigen Ein¬ 
zelhandelsbetrieben verkehrsplanerisch für Unternehmen tätig, wenn er das zu erwar¬ 
tende verkehrliche Raum-Zeit-Gefüge unterdimensionieren würde. Sowohl für den Inve¬ 
stor als auch für die Kommune und nicht zuletzt für jeden betroffenen Bürger kann und 
muß ein zufriedenstellender Prognoseansatz immer nach oben abgesichert werden. Dies 
ist -wie in allen anderen Gutachten- auch im Verkehrsgutachten Mühldorf eindeutig und 
nachvollziebar erfolgt. 
Viele Vorher-Nachher-Vergleiche an bereits erstellten Standorten belegen die richtige 
Vorgehensweise bei der Prognoseberechnung. 
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Würde man zur Ermittlung der gesamten Dimensionierungsbelastung die AV- und GV- 
Anteile addieren, wird die Belastung eindeutig zu groß. Dies würde bedeuten, daß alle 
auf das Sondergebiet bezogenen Fahrten neben einer allgemeinen Verkehrszunahme 
völlig neu als zusätzlicher Verkehr im Netz des Untersuchungsraumes auftreten würden. 
Dies ist unzutreffend. Vielmehr ist es so, daß Fahrzwecke gemischt werden (man fährt 
nicht nur zu dem Sondergebiet, sondern verbindet diese Fahrt mit anderen Besuchen in 
der Stadt und ihrer Umgebung). Dieser im sogenannte "gebrochene Durchgangsverkehr" 
ist jedoch bereits in der AV-Prognose erfaßt. 
Zusätzlich werden Kunden des Naheinzugsgebietes, die das Straßennetz des Untersu¬ 
chungsraumes ohnehin frequentieren und in der AV-Prognose erfaßt sind, wenn sie das 
Angebot im Sondergebiet im Sinne einer reinen Quell-Zielbeziehung annehmen, nach 
Definition im Gutachten nicht mehr der Verkehrsart AV angehören können. Sie würden 
also doppelt erfaßt werden. 
Diese Fahrten werden im Gutachten als Durchmischungsanteil bezeichnet (s. Gutachten, 
S.23/24). Der Anteil ist bei der Berechnung im Netzmodell zu ca. 10% angesetzt worden. 
Aus Vorher-Nachher-Vergleichen an bereits erstellten Standorten ist bekannt, daß dieser 
Durchmischungsanteil je nach Standort zwischen 10% und 40% liegen kann. 
Auch hier wurde also zum wiederholten Male eindeutig zur belastungskritischen Seite 
abgeschätzt. 

Abschließend wird festgestellt, daß sowohl die AV- als GV-Prognose sowie die Überlage¬ 
rung der beiden Verkehrsarten in allen Teilen und in allen Fällen völlig ausreichend auf 
eine maximale Spitzenstunde ausgerichtet wurden. Bei einer möglichen Bandbreite ei¬ 
nes Belastungsansatzes ist immer dann der belastungskritische Fall angenommen wor¬ 
den, wenn das Wirtschaftlichkeitsprinzip nicht eindeutig verletzt wurde. 

Die im Gutachten dargestellte Dimensionierungsbelastung (s. Gutachten, Abb. 10, S.43) 
ist demnach als korrekt zu bezeichnen. 

Da die Prognosebelastung in der Spitzenstunde nicht unterdimensioniert sind, sind auch 
die Bemessungsbelastungen für die Leistungsnachweise nicht unterdimensioniert, da 
nach den Dimensionierungsbelastungen der Spitzenstunde bemessen wurde (s. Gutach¬ 
ten, Kap. IV. 6 und Abb. 10, S.42/43). 

Vielmehr ist folgendes festzustellen: 
Bei vielen Bemessungsfällen im infrastrukturellen Straßennetzbereich wird heute von der 
Fachwelt aus Machbarkeits- und Wirtschaftlichkeitsgründen nicht mehr die absolute Be¬ 
lastungsspitze sondern eher ein Durchschnittswert angesetzt, d.h. viele Verkehrsplaner 
nehmen (gezwungenermaßen) zu Spitzenzeiten Unattraktivitäten im Verkehrsablauf be¬ 
wußt in Kauf, um überhaupt noch sinnvolle und machbare Maßnahmen aufzeigen zu 
können. 

Der Gutachter hat jedoch in unmittelbarer Umgebung des Standortes mit der absoluten 
Spitzenbelastung gearbeitet, da die automobile Erreichbarkeit zu jeder Zeit ein wesentli¬ 
ches Attraktivitätsmerkmal eines Standortes darstellt. 
Das Gutachten berücksichtigt die Spitzenbelastung nicht nur in der unmittelbaren Umge¬ 
bung des Betriebsgeländes sondern im gesamten Planungs- und Untersuchungsraum. 
(s. Gutachten, Abb. 2/3, S.7/8) 

Die leistungstechnischen Berechnungen und Nachweise sind EDV-gestützt durchgeführt 
und mehrfach überprüft worden. Die Aussagen, Maßnahmen und Empfehlungen zur 
Leistungsfähigkeit des Netzes im Planungs- und Untersuchungsraum sind fachtechnisch 
gesichert. Die üblichen programminternen Sicherheitsmargen der Softwareautoren sind 
vollumfänglich in die Berechnungen eingeflossen. 
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ausrpirhpnH^ff di?er weisen bei den empfohlenen Maßnahmen eine 

nirSSSS“6" Und Kn0,en deS UnterSUChUn9S™S 
unt"rUH»9ehU^9!fUlikti0n''der ^tangente wird durch den standortbedingten Verkehr 
unter den im Gutachten berücksichtigten Randbedingungen nicht wesentlich beeinträch- 

|nrlSR»nhhe?d «er Forderun9 vom 20.11.1995 des Landratsamtes Mühldorf a. Inn als 
Straßenbaulasttrager hat der Rat der Stadt am 23.11.1995 beschlossen die Lichtzei- 
5S am KnotenPudkt K7 (Anbindung des Betnebsgeländes an die Nordtangente) 
1L 9T . 9-ffeUnehn,en- Mit dem Betreiber der Einrichtungen des Bebauung* 
planes wurde hierüber bereits Einvernehmen erzielt. 

Hp<HR^liCkhaüf.di®Anle9Ung einer Linksabbiegespur am Knotenpunkt K7 (Anbindung 
Mr wH !3eb^9e and6S an d'e Nordtan9ente) wird den Forderungen des Landratsamtes 
Muhldorf a. Inn vom 20.11.1995 durch Beschluß des Rates der Stadt vom 23.11.1995 

Re^hnung getragen, daß bei entsprechender verkehrlicher Entwicklung und der 
s ch dadurch zwingend ergebenden Notwendigkeit einer Linksabbiegespur auf der 
Nordtangente auf begründete Anforderung des Landkreises Mühldorf a. Inn die Links- 
abb.egespur durch den Betreiber angelegt wird. Mit dem Betreiber der Einrichtungen des 
Bebauungsplanes wurde hierüber ebenfalls bereits Einvernehmen erzielt 
Sinnvoll erscheint es jedoch, daß sich der Betreiber der Einrichtungen des Bebauungs- 
p anes gegenüber dem Landkreis verpflichtet die o.a. beiden Maßnahmen auf seine Ko- 
sten durchzufuhren und erst das tatsächliche Verkehrsbild nach Realisierung der Vorha¬ 
ben abzuwarten um event. auf das tatsächliche Verkehrsgeschehen unverzüglich zu 
reagieren. 

7.4 Immissionen (siehe Anlage 2 und Anlage 3) 
Mit Datum vomi 25 01.1995 hat die Stadt Mühldorf a. Inn die Landesgewerbeanstalt Bay¬ 
ern (LGA) in Nürnberg beauftragt ein Schallgutachten zu erstellen (Anlaqe 2) 
Das Gutachten Nr. 9532046 vom 18.04.1995 gibt eine Stellungnahme ab zum Schutz 

ausgehenden rLärrn'/0hnt'ebaUUn9 ^ ^ V°m 9eplanten BB-Warenhaus mit Baumarkt 

Berücksichtigt wurden im Gutachten Lärmimmissionen vom Parkverkehr, vom Anliefer¬ 
verkehr, von Luftungsanlagen und Kleinaggregaten und von Kaminen bzw. Notstromaq- 
gregaten. a 

Die Berechnung der Lärmimmissionen wurde an vier dem Bebauungsplan nächstqele- 
genen Einwirkorte durchgeführt. a 

Das Gutachten trifft in der abschließenden Stellungnahme u.a. folgende Aussage- 
„Die von dem SB-Warenhaus mit Baumarktzu erwartenden Lärmimmissionen 
überschreiten die Richtwerte an den gewählten Immissionsorten nicht. Die 
sudhchen Gebäudefassaden des SB-Warenhauses und des Baumarktes sind mit 
schallabsorbierendem Material zu verkleiden, um Schallreflexionen an der 
Gebäudewand zu vermeiden.“ 

Aus schallschutztechnischer Sicht bestehen keine wesentlichen Bedenken qeqen 
die Errichtung des geplanten SB-Warenhauses. 

?'e on^Ü!™9 naCh schallabsorbierendem Material für die südlichen Gebäudefassaden 
des SB-Warenhauses und des Baumarktes ist als entsprechende textliche Festsetzung 
in den Bebauungsplan aufgenommen. y 



Die ergänzende Stellungnahme Nr. 9532288 vom 09.09.1995 zum Gutachten Nr. 
9532046 der Landesgewerbeanstalt Bayern, Nürnberg vom 18.04.1995 (Anlage 2) un¬ 
tersucht die Auswirkungen des anlagenbedingten Fährverkehrs auf öffentlichen Straßen 
und des öffentlichen Verkehrs für den Bereich zwischen Mü 10 (Harthauser Straße) und 
Kanalbrücke (Kreuzung Mößling). 
Nach dieser ergänzenden Stellungnahme kommt die Landesgewerbeanstalt Bayern zum 
untersuchten Immissionsort zur Aussage, daß der sondergebietsbedingte Verkehr- 
anlagenbezogener Fährverkehr auf öffentlichen Straßen- eine Erhöhung des Beurtei¬ 
lungspegels um 1,6 dB(A) ergibt. 

Nach Angaben der LGA ist davon auszugehen, daß die physiologische Wahrnehmung 
einer Pegeldifferenz von 1,6 dB vom menschlichen Ohr nicht wahrgenommen wird. Beim 
subjektiven Vergleich werden die Unterschiede etwa wie folgt wahrgenommen: 

Pegeldifferenz Beschreibung der Wahrnehmung 
kleiner 2 dB nicht wahrnehmbar 

2-4 dB gerade wahrnehmbar, kleine Veränderung 
5-10 dB deutlich wahrnehmbare Veränderung 

Von dem sondergebietsbedingten anlagenbezogenem Fährverkehr gehen somit keine 
Subjektiv wahrnehmbaren Störungen aus. 

7.5 Natur (siehe Anlagen 5 und 6) 

Die Detailfestlegungen der in dem Bebauungsplan übernommenen Gestaltungselemente 
und textlichen Festsetzungen wurden in enger Abstimmung mit der Unteren Natur¬ 
schutzbehörde vorgenommen. 

Die als Anlage 5 beigefügte grünordnerische Eingriffs- und Ausgleichsermittlung der 
Garten- und Landschaftsarchitekten Hildegard und Walter Knödler vom 16.09.1995 er¬ 
geben, daß der mit der Baumaßnahme verbundene Eingriff in Natur und Haushalt durch 
die festgesetzten Kompensationsmaßnahmen auf dem Gebiet des Bebauungsplanes 
ausgeglichen werden kann. 

« 

Die als Anlage 6 beigefügte textliche und zeichnerische Darstellung der Ausgleichsmaß¬ 
nahme „Renaturierung Hammerbach“ der Garten- und Landschaftsarchitekten Hildegard 
und Walter Knödler ist Ausgleich für die Inanspruchnahme der Ausgleichsflächen der 
Nordtangente im Bereich der Anbindung der Brücke im Westen des Planungsgebietes 
an die Nordtangente. 
Ziel der Außgleichsmaßnahme ist ein naturnaher Ausbau des Hammerbaches, die 
Schaffung von dauerhaften Lebensräumen für Flora und Fauna und eine landschaftliche 
Einbindung in die Umgebung. 

Mühldorf a. Inn, den.1995 

Knoblauch 
(1. Bürgermeister) 



Stadtbauamt Mühldorf a Inn 
Sg. 51 -610-33/4-1 -Di-Sb-Fei 

Mühldorf a. Inn, 14.11.1996 

Bekanntmachung über die Genehmigung und Auslegung eines Bebauungsplanes 

Der Stadtrat der Stadt Mühldorf a Inn hat am 23.11.1995 und 23.05.1996 für das Gebiet 
.Altmühldorf 4 für das Baugebiet VII die 1. Änderung und Neuaufstellung im Bereich der 
Siemensstraße und des Mettenheimer Weges begrenzt im Süden durch die Bahnanlage, im 
Norden durch den Innkanal bzw. durch die Trassenführung der Nordtangente, im Osten 
durch die Kapellenstraße und im Westen durch den Mettenheimer Weg als Satzung be¬ 
schlossen. Dieser Bebauungsplan ist vom Landratsamt mit Schreiben vom 29.05.1996, Az. 
61-610/2 Sg. 53/4 st nicht beanstandet worden, sofern die folgenden Auflagen befolgt wer¬ 
den. 

1. Das Ergänzungsgutachten vom 12.02.1996 ist in die Begründung des Bebauungsplanes 
aufzunehmen. 

2. Die Lichtzeichenanlage am Knotenpunkt „7“ wird spätestens bis zur Eröffnung des SB- 
Warenmarktes und/oder des Baumarktes erstellt. 

Der Bebauungsplan liegt samt Begründung ab Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im 
Stadtbauamt. Huterergasse 2, 1. Stock, Zimmer N101, 84453 Mühldorf a. Inn, während der 
allgemeinen Dienststunden öffentlich aus und kann dort eingesehen werden. 

Gemäß § 215 Abs. 1 BauGB ist eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften des 
BauGB beim Zustandekommen eines Bebauungsplanes unbeachtlich, wenn sie im Falle 
einer Verletzung des in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BauGB bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Bebau¬ 
ungsplanes gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden sind, oder im Falle von Ab¬ 
wägungsmängeln nicht innerhalb von sieben Jahren seit Bekanntmachung des Bebau¬ 
ungsplanes gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, der 
die Verletzung oder die Mängel begründen soll, ist darzulegen. (§ 215 Abs. 2 BauGB.) 

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Sätze 1 und 2 und Abs. 4 des BauGB über die frist¬ 
gemäße Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für Eingriffe in eine bisher 
zulässige Nutzung durch diesen Bebauungsplan und über das Erlöschen von Entschädi¬ 
gungsansprüchen wird hingewiesen. 

Mühldorf a. Inn, 14.11.1996 An der Amtstafel: 
angebracht: 20.11.1996 



LANDRATSAMT MUHLDORF A. INN 

Töginger Straße 18 
84453 Mühldorf a. Inn 

Entwurf 

Landratsamt Mühldorf a. Inn 
Postfach 409. 84146 Mühldorf a. Inn 

Sachbearb.: 
Zimmer Nr.: 
Telefon : 
Telefax : 
Aktenz. : 

Besuchs¬ 
zeiten : 

Herr Heimerl 
255 
08631/699-336 
08631/699-699 
61-610/2 
Sg. 35/4 st 
Mo.-Fr. 8.00-12.00 
Do. 14.00-16.00 

Mühldorf a. Inn, 29.05.1996 

Stadt 
Mühldorf a. Inn 

84453 Mühldorf a. Inn 

Ihr Schreiben vom: 13.05.1996 

Bauleitplanung; 
1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 Altmühldorf für das Bebau¬ 
ungsplangebiet VII und Neuaufstellung im Bereich Siemensstraße 
und Mettenheimer Weg der Stadt Mühldorf a. Inn 

Anlagen: 1 Bebauungsplan mit Begründung 
i.d.F. vom 27.11.1995 

5 Verfahrensakten 
1 Empfangsbestätigung 

Das Landratsamt Mühldorf a. Inn erläßt folgenden 

Bescheid: 

Die am 23.11.1995 und 23.05.1996 beschlossene Änderung des Be¬ 
bauungsplanes Nr. 4 Altmühldorf für das Bebauungsplangebiet VII 
und Neuaufstellung im Bereich Siemensstraße und Mettenheimer Weg 
der Stadt Mühldorf a. Inn verletzt keine Rechtsvorschriften, so¬ 
fern folgende Auflagen befolgt werden. 

Auflagen: 

2 . Die 
bis 

Lichtzeichenanlage am Knotenpunkt "K 7" 
zur Eröffnung des Globus-Marktes erstellt. 

wird spätestens 
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Gründe: 

Die Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 Altmühldorf für das Be¬ 
bauungsplangebiet VII und Neuaufstellung im Bereich Siemensstra¬ 
ße und Mettenheimer Weg unterliegt keiner Genehmigungspflicht 
sondern der Regelung des § 11 Abs. 1 2. Halbsatz BauGB (Anzei¬ 
geverfahren), da ein Flächennutzungsplan vorhanden ist. Das An¬ 
zeigeverfahren beschränkt sich auf eine Rechtskontrolle. Zustän¬ 
dig ist das Landratsamt Mühldorf a. Inn (§ 11 Abs. 1, § 203 Abs. 
3 BauGB i.V.m. § 2 Abs. 2 ZustVBau). 

Die Rechtskontrolle ergab, daß der Bebauungsplan nicht zu bean¬ 
standen ist. 

Die Festsetzungen des Bebauungsplanes entsprechen bei Beachtung 
der Auflagen den materiellrechtlichen Anforderungen. 

Die verfahrensrechtliche Überprüfung ergab, daß das Ergänzungs¬ 
lärmgutachten vom 12.02.1996 nicht in die Begründung des Bebau¬ 
ungsplanes aufgenommen wurde. 

Die Heilung dieses Verfahrensfehlers ist durch die Auflage nach¬ 
träglich möglich. 

Weitere Verfahrens fehler wurden nicht festgestellt. 

Auflage 2 dient zur Sicherstellung eines geregelten Verkehrsab¬ 
laufs am Knotenpunkt "K 7". Die Begründung des Bebauungsplanes 
ist auf Seite 16 , 3. Absatz,1. Satz um die Worte "die Lichtzei¬ 
chenanlage wird spätestens bis zur Eröffnung des Globus-Marktes 
erstellt" zu ergänzen. 

Die Auflagen sind nur redaktioneller Art und können von der Ver¬ 
waltung in eigener Zuständigkeit vorgenommen werden, ein Stadt¬ 
ratsbeschluß ist deswegen nicht veranlaßt. 

Sobald die Auflagen erfüllt sind, darf das Verfahren mit der 
Bekanntmachung nach § 12 BauGB abgeschlossen werden. In der 
Bekanntmachung ist ein Hinweis auf § 44 Abs. 3,Sätze 1 und 2 
und Abs. 4 (vgl. § 44 Abs. 5 BauGB) sowie ein Hinweis auf die 
Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB (siehe § 215 Abs. 2 BauGB) 
aufzunehmen. Ferner ist anzugeben, wo der Bebauungsplan eingese¬ 
hen werden kann. Nach der Bekanntmachung wird das Landratsamt 
Mühldorf a. Inn den Anzeigevermerk anbringen. Dazu sind vier 
Bebauungsplan-Ausfertigungen mit Begründungen und die Bekanntma¬ 
chung vorzulegen. 

Rechtsbehelfsbeiehrung: 

Gegen diesen Bescheid kann binnen eines Monats nach seiner Bekanntgabe (Zustellung) Widerspruch erhoben werden. 

Fäl lt der letzte Tag der Frist auf einen Sonntag, einen am Erklärungs- oder Leistungsorte staatlich anerkannten 

allgemeinen Feiertag oder einen Samstag, so tritt nach § 193 BGB an die Stelle eines solchen Tages der nächste 

Werktag. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift bei dem unterfertigten Landratsamt in 84453 
Mühldorf a. Inn einzulegen. 
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Die Frist ist auch gewahrt, wenn der Widerspruch rechtzeitig bei der Regierung von Oberbayern, Maximi 1 ianstr. 
39, 80538 München, eingelegt wird. 

Sollte über den Widerspruch ohne zureichenden Grund in angemessener Frist sachlich nicht entschieden werden, so 

kann Klage beim Bayerischen Verwaltungsgericht in 80335 München, Bayerstraße 30, schriftlich oder zur Nieder¬ 

schrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstel le dieses Gerichts erhoben werden. 

Die Klage kann nicht vor Ablauf von drei Monaten seit der Einlegung des Widerspruchs erhoben werden, außer wenn 

wegen besonderer Umstände des Falles ei ne kürzere Fri st geboten i st. 

Die Klage muß den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern oder die Behörde - Träger der Ausgangsbehörde -) und den 

Streitgegenstand bezeichnen und soll einen bestimnten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen 

und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift bei gefügt 
werden. 

Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 4 Abschriften für die übrigen Beteiligten bei gefügt werden. 

I. A. in Abdruck an: 
II. Sachgebiet 36/1 

Herrn Schneider 
im Hause 
mit 1 Bebauungsplan mit Begründung Hoch 

Reg.-Rat z.A. i.d.F. vom 27.11.1995 
III. Sachgebiet 36 und 36/4 

im Hause 

mit der Bitte um Kenntnisnahme 

IV. WV; nach Eing. EB 


